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Bericht über den „Workshop on Environ­
mental Risk Assessment" von EPPO und 
Europarat in Bilthoven/NL 
Der „Workshop on Environmental Risk Assessment" fand auf 
Initiative von EPPO (European and Mediterranean Plant Protec­
tion Organization) und Europarat (CoE) in Bilthoven/NL vom 
11. bis 13. Juni 1997 statt. Ziel des Workshops war es, die von
EPPO und Europarat in Arbeitsgruppen erarbeiteten Schemata
zur Risikoabschätzung (,,Decision-makingschemes") einem
breiteren Kreis von Zulassungsbehörden aus EPPO-Mitglieds­
ländern vorzustellen und an Beispielen zu erproben. Dabei sollte
besonders darauf geachtet werden, ob Unstimmigkeiten oder
Probleme bei der Arbeit mit den Schemata auffallen, ob sie noch
dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis entsprechen und
ob die Beziehungen der Teilbereiche untereinander angemessen
berücksichtigt sind.
Die 37 Workshop-Teilnehmer kamen aus 19 Ländern. Die 
Hoffnung des Panels, zu diesem Workshop möglichst viele Ver­
treter aus EPPO-Mitgliedsländern zu gewinnen, die sich bisher 
nicht an der Validierung der Schemata beteiligt haben, erfüllte 
sich nicht, vermutlich vor allem aus Kostengründen. Die EU­
Kommission war vertreten durch L. SMEETS (GD VI), der Euro­
parat durch P. BAUM. Die Pflanzenschutzindustrie nahm mit vier 
Personen teil. 
Zur Beziehung zwischen den EPPO/CoE „Decision-making 
schemes" und den Vorgaben der EU-Richtlinie 91/414/EWG 
führte McNAIVIARA von der EPPO aus, daß nicht alle EPPO-Län­
der Mitglieder der EU seien und somit die Schemata für einen 
wesentlich weiteren Nutzerkreis vorgesehen sind. Es solle je­
doch darauf geachtet werden, daß sich EPPO/CoE und EU­
Richtlinie nicht widersprechen. Die Schemata zur Entschei­
dungsfindung haben im Verständnis von EPPO/CoE vor allem 
aus wissenschaftlicher Sicht schlüssig und konsistent zu sein. 
Eventuelle Abweichungen von der Richtlinie 91/414/EWG, die 
ganz generell auf diese Schemata verweist, sind zwar nicht er­
wünscht, stehen damit jedoch weniger im Mittelpunkt als die 
wissenschaftliche Qualität. 
Alle bereits veröffentlichten Schemata wurden bereits einmal 
mit Hilfe von fünf fiktiven Datensätzen erprobt. An dieser Vali­
dierung haben sich nur wenige EPPO-Länder beteiligt. Die Er­
gebnisse dieser Validierungsrunde werden bereits seit längerer 
Zeit für eine Veröffentlichung vorbereitet. 
Von den 11 Schemata, von denen bis auf die Bereiche „Luft" 
und „Nichtzielpflanzen" alle bereits veröffentlicht sind, wurden 
die folgenden sechs zur Präsentation auf dem Workshop ausge­
wählt: 
-Oberflächenwasser/aquatische Organismen
-Regenwürmer
-Nichtzielarthropoden
-TeITestrische Vertebraten
-Luft
Grundwasser
Die verschiedenen Schemata wurden in zwei Parallelgruppen
bearbeitet. Die Koordinatoren der einzelnen Unterarbeitsgrup­
pen gaben eine Einführung in die Schemata und arbeiteten an­
schließend mit den Teilnehmern anhand von Beispielen. Es 
konnten sowohl die Datensätze aus der Validierungsrunde als 
auch von den Koordinatoren selbst zusammengestellte Bei­
spielsdatensätze eingesetzt werden. 
Zusammenfassend wurde festgestellt, daß prinzipiell mit den 
Schemata gearbeitet werden kann. Die Qualität ist jedoch unter­
schiedlich. Neben echten Fehlern bzw. Ungenauigkeiten sind ge­
rade von den nicht mit den Schemata vertrauten Teilnehmern 
Verbesserungen im Bereich der Erläuternngen (,,notes") vorge­
schlagen worden. Bereits vor Beginn des Workshops war geplant 
worden, alle Schemata zu überarbeiten. Von diesem Workshop 
wurden weitere Anregungen hierzu erwartet. Diese Überarbei­
tung soll nun begonnen werden. EPPO/CoE streben an, die Über­
arbeitung im Jahre 1999 abzuschließen. Die Koordinatoren der 
einzelnen Schemata sind gebeten, einen Bericht aus ihrer Work­
shop-Arbeitsgruppe auf der nächsten Sitzung des Panels im 
Dezember in Paris zu geben. 
Die Zusammensetzung der Arbeitsgruppen auf dem Workshop 
war in den meisten Gruppen sehr heterogen. Anfänger ohne Vor­
wissen nahmen ebenso teil wie bereits mit den Schemata ver­
traute Personen, so daß die Frage gestellt wurde, ob diese das 
Schema überhaupt noch brauchen. Speziell für Anfänger bzw. 
Behörden ohne Eliahrung in der Risikoabschätzung wurde 
außerdem die Einrichtung von speziellen Trainingskursen disku­
tiert. Auch die Veröffentlichung von Beispielen, die jeden Ent­
scheidungsschritt im Schema dokumentieren, wurde als gute 
Möglichkeit angesehen. 
CHRISTINE KULA und D. GOTISCHILD (Braunschweig) 
Kennzeichnung von neuen Lebensmitteln 
Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am 
29. Juli 1997 Empfehlungen „zu den wissenschaftlichen Aspek­
ten und zur Darbietung der für Anträge auf Genehmigung des
lnverkehrbringens neuartiger Lebensmittel und Lebensmittel­
zutaten eliorderlichen Informationen sowie zur Erstellung der
Be1ichte über die Erstprüfung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates" heraus­
gegeben.
Die EG-Kommission stellt darin fest, daß es e1forderlich ist, 
neuartige Lebensmittel und Lebensmittelzutaten (NL) zum 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung im Rahmen eines Ge­
meinschaftsveliahrens einer einzigen Sicherheitsbewertung zu 
unterwelien, bevor sie in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht 
werden. 
Der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuß (WLA) hat zu 
den Informationen, die für einen vorgenannten Antrag erforder­
lich sind, der Darbietung dieser Informationen und der Erstellung 
von Berichten über die Erstprüfung eines solchen Zulassungs­
antrags Empfehlungen ausgesprochen. Diese Empfehlungen be­
treffen die wissenschaftlichen Aspekte dieser Informationen. Sie 
werden sowohl den Unternehmen die Erstellung eines solchen 
Antrags als auch den zuständigen Lebensmittelprüfstellen der 
Mitgliedstaaten die Beurteilung der Anträge erleichtern. 
Die Eifährung mit der Bewertung von NL ist noch begrenzt. 
Daher sind alle einschlägigen Empfehlungen ständig zu über­
prüfen, um neue wissenschaftliche Informationen und die Arbei­
ten der zuständigen internationalen Organisationen zu berück­
sichtigen. 
Die EG-Kommission empfiehlt: 
l. Bei der Abfassung der Anträge auf Genehmigung des Inver­
kehrbringens eines neuartigen Lebensmittels oder einer neu­
artigen Lebensmittelzutat sollten die Unternehmen die Emp­
fehlungen gemäß dem Anhang, Teil I, zu den wissenschaft­
lichen Aspekten der Informationen, die für einen Antrag er­
forderlich sind, berücksichtigen.
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2. Die Unternehmen sollten sicherstellen, daß die in Nummer I
genannten Informationen gemäß den Empfehlungen im An­
hang, Teil II, dargeboten werden.
3. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, daß die von den zu­
ständigen Lebensmittelprüfstellen gemäß Artikel 6 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 258/97 erstellten Berichte über die
Erstprüfung den Empfehlungen gemäß dem Anhang, Teil III,
entsprechen.
In Teil I gibt der WLA Empfehlungen zu den wichtigsten
Fragen zur Bewertung von NL. 
Lebensmittel sind gewöhnlich komplexe Mischungen von 
Makro- oder Mikrobestandteilen, die Energie und Nährstoffe lie­
fern und zum menschlichen Wohlbefinden beitragen. Sie werden 
von jeher als natürliche, nützliche und notwendige Erzeugnisse 
betrachtet, deren Unbedenklichkeit und Nährwert außer Frage 
stehen. Die ordnungspolitischen Ansätze zur Gewährleistung der 
Lebensmittelsicherheit sind von dieser Einstellung gekennzeich­
net und konzentrieren sich auf Lebensmittelzusatzstoffe, Hilfs­
mittel für die Verarbeitung und Kontaminanten natürlichen oder 
industiiellen Ursprungs. Lebensmittel wurden also bis jetzt nicht 
systematisch einer ernährungswissenschaftlichen oder toxiko­
logischen Bewertung unterzogen, mit Ausnahme der seltenen 
Fälle, in denen akute toxische Effekte bei Menschen bekannt 
wurden (z.B. Solanin, Blausäureglykoside), oder in denen Tier­
versuche oder Eifahrungen bei Menschen auf die schädliche 
Wirkung von Lebensmittelrohstoffen (z.B. Sojarohmehl) hin­
deuteten. Das bedeutet nicht, daß keine ernährungswissenschaft­
lichen Einschätzungen einzelner Lebensmittel oder ganzer 
Ernährungsformen durchgeführt werden, sondern daß diese bis­
her nicht als Grundlage für die Bewertung der Sicherheit der 
jeweiligen Lebensmittel dienen. Andererseits dfüfen Lebens­
mittelzusatzstoffe nur nach eingehender toxikologischer Prüfung 
verwendet werden. 
Der Begriff der „wesentlichen Gleichwertigkeit" wurde von 
der WHO und der OECD insbesondere in bezug auf nach mo­
dernen biotechnologischen Ve1fahren hergestellte Lebensmittel 
eingeführt. In der Sprache der OECD verkörpert dieser Begriff 
den Gedanken, daß bestehende Organismen, die als Lebensmit­
tel oder als Quellen für Lebensmittel dienen, Vergleichsgrund­
lage sein können, wenn es darum geht, die Unbedenklichkeit von 
veränderten oder neuartigen Lebensmitteln bzw. Lebensmittel­
zutaten für den menschlichen Verzehr zu bewerten. Wenn fest­
gestellt wird, daß ein neuartiges Lebensmittel oder ein neuartiger 
Lebensmittelbestandteil einem herkömmlichen Lebensmittel 
oder Lebensmittelbestandteil im wesentlichen gleichwertig ist, 
dann kann es bzw. er hinsichtlich der Unbedenklichkeit genauso 
behandelt werden wie das Vergleichsprodukt, wobei zu berück­
sichtigen ist, daß die Feststellung der wesentlichen Gleichwer­
tigkeit an sich keine Unbedenklichkeits- oder ernährungswissen­
schaftliche Bewertung ist, sondern ein Ansatz, um ein potentiel­
les neuartiges Lebensmittel mit dem entsprechenden herkömm­
lichen Erzeugnis zu vergleichen. 
Das Prinzip der wesentlichen Gleichwertigkeit kann ferner zur 
Bewertung von Lebensmitteln bzw. deren Bestandteilen heran­
gezogen werden, die aus neuartigen Quellen oder Ve1fahren 
stammen. Im wesentlichen gleichwertige NL sind somit im Hin­
blick auf ihre Unbedenklichkeit mit den entsprechenden her­
kömmlichen Erzeugnissen vergleichbar. Die wesentliche Gleich­
wertigkeit kann entweder für ein Lebensmittel insgesamt oder 
für einen Lebensmittelbestandteil, der die „neue" Veränderung 
enthält, oder für das Lebensmittel bzw. seinen Bestandteil mit 
Ausnahme der „neuen" Veränderung festgestellt werden. Wurde 
ein NL nicht für ein herkömmliches Lebensmittel oder einen Le­
bensmittelbestandteil im wesentlichen gleichwertig befunden, 
bedeutet dies nicht, daß es nicht sicher ist, sondern nur, daß ein 
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solches NL auf der Grundlage seiner ihm eigenen Zusammen­
setzung und Eigenschaften zu bewerten ist. 
Der Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 258/97 über NL 
umfaßt eine Vielzahl von Positionen. Um die Unbedenklichkeits­
und ernährungswissenschaftliche Bewertung zu erleichtern, 
wurden sie in sechs Kategorien eingeteilt. Diese unterscheiden 
sich hinsichtlich ihrer Komplexität und der zu berücksichtigen­
den Probleme. 
Die Kategorien beziehen sich auf die Herkunft der NL, also ob 
es sich z.B. um reine Chemikalien, genetisch veränderte Pflan­
zen oder Mikroorganismen (GVO) oder um Kombinationen han­
delt. Weiterhin werden strukturierte Bewertungsschemata vorge­
legt, in denen die Arten von Informationen aufgelistet sind, die 
für die Bewertung der Unbedenklichkeit bestimmter Kategorien 
von NL benötigt werden. Es liegt auf der Hand, daß ein forma­
listischer Ansatz nicht allen NL gerecht werden kann. Sind für 
die Bewertung andere Informationen verfügbar oder relevant, 
dann sollten diese vorgelegt werden. Wird jedoch vorgeschlagen, 
bestimmte Informationen, die in einem der Bewertungsschemata 
gefordert sind, wegzulassen, dann ist dafür eine wissenschaft­
liche Begründung abzugeben. Die Ergebnisse aller durchgeführ­
ten, für die Unbedenklichkeitsbewertung relevanten Unter­
suchungen sind zur Verfügung zu stellen. 
Bei der Bewertung von NL steht die Neuartigkeit an sich im 
Mittelpunkt des Interesses. Auf chemische oder mikrobiologi­
sche Kontaminanten in NL, die nicht speziell mit der Neuartig­
keit zusanm1enhängen, wird in diesen Empfehlungen nicht Be­
zug genommen. Auch das Vorhandensein mikrobieller Toxine 
und mikrobieller oder viraler Krankheitserreger wird nicht 
berücksichtigt, sofern es nicht auf die Neuartigkeit zurückzu­
führen ist. 
In Teil II gibt der WLA Empfehlungen zu den wissenschaft­
lichen Aspekten der Darbietung der Informationen, die für einen 
Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens von NL elfor­
derl ich sind. Die Grundsätze des nachstehenden logischen Auf­
baus sind in den Anträgen auf Genehmigung zum Inverkehr­
bringen von NL zu berücksichtigen: 
Allgemeine Beschreibung des neuartigen Lebensmittels, 
einschließlich technischer Daten und Einstufung gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 258/97; 
Zuweisung des neuartigen Lebensmittels zu einer der Klas­
sen/Unterklassen des WLA; 
Ermittlung der wesentlichen Anforderungen an die Informa­
tionen; 
Berücksichtigung strukturierter Modelle (Entscheidungs­
bäume) und Vorlage der geforderten Informationen; 
- Bewertung und Schlußfolgerungen des Antragstellers.
Eine bestimmte Reihenfolge der Darstellung der Infonnationen
unter Verwendung bestimmter Überschriften ist dem Antrag­
steller vorgeschrieben.
In Teil III gibt der WLA Empfehlungen zu den 
wissenschaftlichen Aspekten der Erstellung der Berichte über 
die Erstprüfung von Anträgen auf Genehmigung des Inver­
kehrbringens von NL. 
Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 für NL un­
terbreitet die Person, die für das Inverkehrbringen des Erzeug­
nisses in der Gemeinschaft verantwortlich ist, dem Mitgliedstaat, 
in dem das Erzeugnis erstmals in Verkehr gebracht werden soll, 
einen Antrag. Gemäß Artikel 6 muß der Mitgliedstaat daraufhin 
einen Bericht über die Erstprüfung erstellen. 
Berichte über die Erstprüfung beschränken sich auf die Si­
cherheit neuartiger Lebensmittel für den Menschen; bei ihrer Er­
stellung sollten folgende Schritte beachtet werden: 
1. Prüfung von Vollständigkeit und Form des Antrags gemäß Teil
II;
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2. Prüfung der Angemessenheit von Auslegung und Bewertung
der vorgelegten Daten durch den Antragsteller;
3. Bewertung der vorgelegten Daten, kurze Zusammenfassung,
Schlußfolgerungen und Empfehlungen.
Als Referenzdokument wird u. a. auf den FAO-WHO-Bericht
,,Biotechnologie und Lebensmittelsicherheit" (1996) hingewie­
sen (s. Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 49 ( 12), S. 
312-313).
Anmerkung: Diese Zusammenfassung verwendet soweit wie
möglich den Originalwortlaut der deutschen Fassung der Emp­
fehlungen. J. LANDSMANN (Braunschweig) 
Kolumbianische EcoFlor-Schnittblumen­
betriebe produzieren auf hohem Umwelt­
und Arbeitsschutzniveau 
Dienstreisebericht 
1994 haben sich neun kolumbianische Schnittblumenunterneh­
men zusammengeschlossen zur Gruppe EcoFlor. Die Unterneh­
men bestehen aus 24 Betrieben und produzieren auf 420 ha Ro­
sen, Nelken und Alstroemerien unter Folie. Gleichzeitig wurde 
ein Consulting-Unternehmen (Horti-Tecnia) unter Leitung der 
Biologin und Phytomedizinerin Frau Dr. MARTA PIZANO gegrün­
det. Ziel der neun EcoF!or-Unternehmen ist es, in ihren Betrie­
ben unter besonders hohen Umwelt- und Arbeitsschutzbedin­
gungen zu produzieren. Die EcoFlor-Unternehmen haben sich 
eine Satzung gegeben, die die Ziele im Bereich des Umwelt- und 
Arbeitsschutzes definiert. Die Horti-Tecnia unterstützt diese Be­
triebe wissenschaftlich durch Auswertung internationaler Litera­
tur und durch intensive Beratung. Ferner organisiert die Horti­
Tecnia betriebsinterne, praxisorientierte Untersuchungen, um 
rasche Fortschritte bei der Umsetzung umweltgerechter Produk­
tionstechniken zu erzielen. Regelmäßige Treffen der Betriebslei­
ter werden für einen Meinungsaustausch und zur Vorstellung 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse genutzt. 
Bei den Mitgliedern der EcoFlor handelt es sich um folgende 
Unternehmen: 
Agrfcola Papagayo, Flores de! Rfo, Natuflora (Amelia), Las 
Flores, Agrfcola Benilda, Flores de Funza, Flores Ja Conchita, 
Rosas Colombianas und Caico. 
Seit 1994 konnten erhebliche umweltrelevante und arbeits­
schutztechnische Fortschritte erzielt werden. So wurde eine Re­
duzierung der Pflanzenschutzmittelanwendungen um 20 % er­
reicht. Dieses war möglich durch intensives Beobachten der 
Pflanzenbestände, durch speziell zu diesem Zweck ausgebildete 
Experten, so daß in der Regel nur noch Teilflächen behandelt 
werden. Das Absaugen von Minierfliegen (liriomyca huiclo­
brensis) durch rückentragbare Sauger wird regelmäßig durchge­
führt, wobei die Schlupfwespe Diglyphus isaea ebenfalls abge­
saugt wird. Die aufgesogenen Insekten werden anschließend ge­
wogen, um die Populationsdichten in Abhängigkeit von der Ge­
wächshauszone festzustellen. Die Schlupfwespe D. isaea wird 
danach wieder freigelassen. Durch dieses System wird etwa 
30 % Pflanzenschutzmittel gegen die Minierfliege eingespart. 
Die Kompostwirtschaft zur Verwertung organischer Abfälle 
wird in allen EcoFlor-Betrieben intensiv praktiziert. Einigen Be­
trieben sind Regenwurmfarmen angeschlossen. Aufgrund der in­
tensiven Kompostwirtschaft konnten bisher etwa 40 % minerali­
sche Dünger eingespart werden. Die mineralische Düngung er­
folgt grundsätzlich in allen Betrieben nach Nährstoffanalysen 
aus den Blättern und dem Boden. In einem Betrieb werden in 
zehn 500-1-Fermentern Hefen produziert, die dem Kompost zu-
gesetzt werden. In diesem Betrieb ist man überzeugt, daß da­
durch die Pflanzengesundheit und die Widerstandsfähigkeit der 
Pflanzen gegenüber Schaderregern deutlich erhöht wird. 
Besonderer Wert wird in den EcoFlor-Betrieben auf den Ar­
beitsschutz gelegt. Der praktizierte Arbeitsschutz hat mindestens 
den Standard der europäischen Vorschriften und geht teilweise 
darüber hinaus. 
Die Lagerhaltung der Pflanzenschutzmittel ist vorbildlich. Die 
Pflanzenschutzmittel stehen auf farblich markierten Regalen, 
wobei auffällt, daß hoch toxische Pflanzenschutzmittel (rote Re­
gale) nicht mehr verwendet werden. Die Dosierräume sind ge­
trennt von den Lagerräumen und haben zum Teil Abzugsvor­
richtungen. Saubere Duschen für die Applikationstechniker be­
finden sich teilweise zwischen den Reinheits- und Schmutz­
zonen. 
Wiederbetretungsfristen für Gewächshäuser nach Pflanzen­
schutzmittelanwendungen sind obligatorisch. Für die toxischen 
Produkte (T) beträgt die Wiederbetretungsfrist 24 Stunden, für 
die gering toxischen 12 Stunden und für die nicht toxischen 6 
Stunden. Entsprechende Warnhinweise befinden sich vor jedem 
Gewächshauseingang. Zahlreiche männliche Mitarbeiter haben 
eine spezielle Ausbildung für die Applikation von Pflanzen­
schutzmitteln. Dadurch ist es möglich, daß sich die Applika­
tionstechniker abwechseln, so daß nicht nur einige wenige der 
Belastung ausgesetzt sind. Jeder Applikationstechniker hat ei­
gene Schutzausrüstungen und Filtermasken. 
Der Eintrag von Agrarchemikalien in die Kulturen wird doku­
mentiert und bilanziert. 
Das Abfallentsorgungssystem ist gut durchorganisiert. Feste 
Abfälle werden getrennt gesammelt und einem vorhandenen 
Recyclingsystem zugeführt. Leere Pflanzenschutzmittelbehälter 
werden an die Hersteller von Pflanzenschutzmitteln zurückgege­
ben. Mit Pflanzenschutzmitteln kontaminierte Abwässer (z. B. 
Waschwasser der Schutzanzüge) werden über Kohlefilter unter­
schiedlicher Körnung in Pflanzenkläranlagen eingeleitet. Das 
geklärte Wasser wird in die großen Wasserauffangbecken gelei­
tet, in das auch das Regenwasser geleitet wird, das für die Be­
wässerung verwendet wird. 
Die Horti-Tecnia organisiert und betreut praxisnahe Versuche 
zur biologischen Bekämpfung von Schaderregern und zur Redu­
zierung des Wassereintrags in Nelkenkulturen in den unter­
schiedlichen Betrieben. Die Unternehmer leisten damit einen 
praxisnahen Forschungsbeitrag, der allen EcoFlor-Betrieben zu­
gute kommt. Regelmäßige Seminare, an denen die Betriebsleiter 
teilnehmen, tragen dazu bei, die Ergebnisse zu verbreiten und 
auch neue Erkenntnisse aus der internationalen Gartenbaufor­
schung in die Betriebe hineinzutragen. 
Die wesentlichen Gefahrenquellen, nicht nur im Bereich des 
Pflanzenschutzes, werden durch ausreichend deutliche Hinweis­
schilder in Form von Pictogrammen gekennzeichnet. 
In den EcoFlor-Betrieben zeigen sich auch viele kleine Fort­
schritte. So stehen die Arbeiterinnen, die die Blumen sortieren, 
nicht auf dem Betonboden, sondern auf Holzlattenrosten; die 
Blumenarbeiterinnen und -arbeiter benutzen für die Kulturarbei­
ten grundsätzlich Handschuhe, und die Arbeiter, die für die Kühl­
räume zuständig sind, verwenden wärmeisolierende Jacken. Die 
einmal im Jahr stattfindende ärztliche Untersuchung ist obliga­
torisch, wobei bei den Applikationstechnikern auch regelmäßig 
seit mehreren Jahren Cholinesterase-Tests durchgeführt werden. 
Die aufgeführten ungewöhnlich großen Fortschritte im Be­
reich des Umwelt- und Arbeitsschutzes in den kolumbianischen 
EcoFlor-Betrieben weisen darauf hin, daß es auch möglich ist, in 
den sogenannten Ländern der Dritten Welt grundlegende Verän­
derungen herbeizuführen. Entscheidend ist hierbei nicht nur die 
Investitionsbereitschaft der Unternehmer, sondern auch die 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 50. 1998 
Fähigkeit und der Wille, die vetfügbaren Erkenntnisse in die Pra­
xis umzusetzen, auch wenn keine entsprechenden gesetzlichen 
Vorgaben durch den Staat vorgegeben werden. 
Die neun EcoFlor-Unternehmen sind offen für den Zugang 
weiterer Unternehmen. Diese müssen sich jedoch vor Aufnahme 
in EcoF!or den hohen Anforderungen anpassen. Es ist zu hoffen, 
daß der richtige Weg der EcoF!or-Unternehmen auch auf dem 
Blumenmarkt Beachtung findet und auch dadurch sich weitere 
Blumenunternehmen in Kolumbien EcoFlor anschließen. 
U. MEIER (Braunschweig)
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwen­
dungstechnik der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft gibt bekannt: 
Rückstands-Höchstmengenverordnung 
und Zusatzstoff-Zulassungsverordnung 
geändert 
Mit der Veröffentlichung der Dritten Verordnung zur Änderung 
der Rückstands-Höchstmengenverordnung im Bundesgesetz­
blatt am 7. Oktober 1997 (BGBL I S. 2366) wurden sowohl. die 
Rückstands-Höchstmengenverordnung (RHm V )  als auch die 
Zusatzstoff-Zulassungsverordnung geändert. Die Verordnung 
trat am 8. Oktober 1997 in Kraft. 
Mit dieser Verordnung wurden einerseits die Richtlinien 
95/38/EG (ABI. EG Nr. L 197 S. 14), 95/39/EG (ABI. EG Nr. L 
197 S. 29 und Berichtigung aus 1996, ABI. EG Nr. L 164 S. 23), 
95/61/EG (ABI. EG Nr. L 292 S. 27), 96/32/EG (ABI. EG Nr. L 
144 S. 12) und 96/33/EG (ABI. EG Nr. L 144 S. 35) in nationa­
les Recht umgesetzt. Andererseits dient die Verordnung der Auf­
nahme von Höchstmengen aus dem nationalen Regelungsbe­
reich (Zulassungsve1fahren für Pflanzenschutzmittel, Import­
toleranzen). 
Folgende Änderungen haben sich ergeben: 
• Übernahme aus dem EG-Recht
Bei der Übernahme aus dem EG-Recht handelt es sich zum ei­
nen um Wirkstoffe, für die erstmalig Höchstmengen in der EG
festgesetzt wurden. Dadurch ändern sich u. a. die bisherigen
Rückstandsdefinitionen bei den Wirkstoffen Amitraz, Dicofol,
Disulfoton, Methomyl, Phorat und Pirimiphos-methyl. Dar­
über hinaus wurden notwendige Ändemngen an bestehenden
EG-Regelungen, die ebenfalls in den o. g. Richtlinien veröf­
fentlicht wurden, übernommen.
Der Wirkstoff Ferbam wurde gestrichen, da entsprechend
der Entscheidung 95/276/EG vom 13. Juli 1995 (ABI. EG Nr. 
L 170 S. 22) Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff in den
Mitgliedstaaten nicht mehr auf dem Markt sein dütfen.
• Nationaler Regelungsbereich
Die Wirkstoffe Aclonifen, Azoxystrobin, Bromuconazol, Bu­
profezin, Clomazone, Difenoconazol; Dimethomorph, Flucy­
thrinat, Kresoxim-methyl, Metosulam, Pyrimethanil, Sulco­
trion, tau-Fluvalinat, Tebufenozid, Tebufenpyrad und Trinexa­
pac wurden neu in die Verordnung aufgenommen. Bei weite­
ren Wirkstoffen wurden Änderungen an bestehenden Höchst­
mengen vorgenommen.
Für eine Reihe von Wirkstoffen wurden mit dieser Verord­
nung Höchstmengen für teeähnliche Erzeugnisse festgesetzt. 
Es ist dies eine unmittelbare Folge der im Jahre 1998 auslau­
fenden Übergangsfrist für teeähnliche Erzeugnisse, die derzeit 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 50. 1998 
Mitteilungen 71 
noch nach§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der bis zum 15. September 1994 
geltenden Rückstands-Höchstmengenverordnung geregelt 
sind. (Es gilt u. a. für teeähnliche Erzeugnisse die höchste bei 
dem Stoff jeweils angegebenen Menge.) 
• Zusatzstoff-Zulassungsverordnung
Die gravierendsten Änderungen bei der Übernahme aus dem
EG-Recht sind mit dem Wirkstoff Thiabendazol verbunden.
Der Wirkstoff Thiabendazol war für die Anwendung in Zi­
trusfrüchten und Bananen als Zusatzstoff eingestuft (Erwä­
gungsgründe der Richtlinie 95/2/EG über andere Lebensmit­
telzusatzstoffe als Farbstoffe und Süßungsmittel (ABI. EG
Nr. L 61 S. ! )), bis Regelungen im Pflanzenschutz, insbeson­
dere über Höchstmengen (Art. 1 Abs. 2 Buchst. a der Richtli­
nie 90/642/EWG über die Festsetzung von Höchstgehalten an
Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
bestimmten Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs, einschließ­
lich Obst und Gemüse (ABI. EG Nr. L 350 S. 71)) getroffen
sind. Da mit der Richtlinie 95/38/EG entsprechende Regelun­
gen für Zitrusfrüchte und Bananen getroffen wurden, konnte
nunmehr Thiabendazol aus der Zusatzstoff-Zulassungsverord­
nung gestrichen werden. Gleichzeitig wurde in die RHm V ein
neuer Paragraph 3a eingeführt, der die einschlägigen Bestim­
mungen der Zusatzstoff-Zulassungsverordnung zur Kenn­
zeichnung behandelter Zitrusfrüchte, die dort gestrichen wur­
den, in die RHm V übernimmt.
• Anlage 1 Liste B
Beim Wirkstoff Polychlorterpene (Camphechlor, Stroban und
andere polychlorierte Terpene) wurde bei Fischen und Fisch­
erzeugnissen eine geänderte Rückstandsdefinition eingeführt.
Die Höchstmengen werden auf die Summe von drei Indika­
torverbindungen abgestellt. Damit ist es erstmals möglich,
Rückstände an Polychlorterpenen mit vernünftigem analyti­
schem Aufwand (DFG S 19) zu bestimmen. Es ist beabsich­
tigt, die Rückstandsdefinition auch bei den anderen Lebens­
mitteln tierischer Herkunft zu ändern, sobald die derzeit lau­
fenden Forschungsvorhaben dies erlauben.
• Anlage 3
Die Anlage 3, die bisher Höchstmengen für Nitrat enthielt,
wurde gestrichen. Dies war notwendig, weil die EG mit der
Verordnung (EG) Nr. 194/97 vom 31. Januar 1997 zur Fest­
setzung der zulässigen Höchstgehalte an Kontaminanten in
Lebensmitteln (ABI. EG Nr. L 31 S. 48) in Anhang Nr. I. l
selbst Höchstmengen für Nitrat festgesetzt hat, die bereits seit
dem 15. Februar 1997 unmittelbar in allen Mitgliedstaaten
gelten. Die EG-Verordnung trat am 21. Februar 1997 in Kraft.
In der EG werden, wie bisher schon in Deutschland, Spinat
und Salat geregelt, jedoch mit teilweise höheren Werten.
Die Vorschriften der §§ l Abs. 6 (Rückstände aus Verunrei­
nigungen der Luft, des Wassers oder des Bodens), 2 Abs. 1 (zu­
sammengesetzte Lebensmittel), 3 Abs. l (Lebensmittel mit
überhöhten Rückständen) und 6 (Strafvorschriften) werden
auf die Höchstmengen dieser Verordnung ausgedehnt.
o Anlage 4 Liste B
Die Anlage 4 enthält Gruppenbezeichnungen für Lebensmit­
tel, den Gruppenbezeichnungen zugeordnete einzelne Lebens­
mittel und die Angabe, worauf sich die Höchstmenge bezieht.
In der Liste B, die die Lebensmittel pflanzlicher Herkunft
berücksichtigt, wurden zwei Änderungen vorgenommen.
- Bei der Gruppe Zwiebelgemüse wird der Bezug von „ge­
trocknet" bzw. ,,nicht getrocknet" in „ausgereift" bzw. ,,nicht
ausgereift" geändert. In der Vergangenheit hatte es hier Rück-
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fragen gegeben. Der Bezug war dahingehend verstanden wor­
den, daß es sich um Trockenerzeugnisse handele. Dieses 
Mißverständnis sollte nunmehr ausgeräumt sein. 
- Bei der Gruppe Gewürze wird ebenfalls der Bezug geändert.
Die bisherige Formulierung „getrocknet" hatte zu Mißver­
ständnissen geführt. Der jetzt gewählte Bezug „ganzes Er­
zeugnis, Angebotsform" ist hier deutlicher. Die im Gemein­
schaftsrecht gebrauchte Formulierung „ganzes Erzeugnis"
wird präzisiert auf die jeweilige im Handel anzutreffende
Form des Warenangebots. K. HoHGARDT (Braunschweig)
PERSONALIEN 
ln memoriam 
Dr. Dieter Bogs (1935-1997) 
Am 3. September 1997 verstarb Dr. 
DIETER Boas unerwartet kurz vor der 
Vollendung seines 62. Lebensjahres. Er 
wurde am 10. Oktober 1935 in Potsdam 
geboren. Nach dem Besuch der Grund­
schule in Potsdam absolvierte er in der 
Stadtgärtnerei Potsdam eine 3jährige 
Gärtnerlehre und arbeitete danach 2 
Jahre bei der Gartenbaufirma Müller in 
Potsdam-Babelsberg. In den Jahren 
1956 bis 1959 studierte er an der Fach­
schule für Pflanzenschutz in 
Halle/Saale. Nach dem Abschluß als 
staatlich geprüfter Pflanzenschutzagronom wurde er für ein Jahr als 
Pflanzenschutzassistent beim Rat des Kreises i11 Potsdam-Land einge­
setzt. Von 1960 bis 1965 arbeitete er als Versuchstechniker in der Biolo­
gischen Zentralanstalt in Kleinmachnow, aus der später das Institut für 
Pflanzenschutzforschung der Akademie der Landwirtschaftswissen­
schaften hervorging. Im Jahre 1960 hatte er auch geheiratet; in dieser 
Ehe wurde seine Tochter Katrin geboren. 
Während seiner Tätigkeit als Versuchstechniker in der Abteilung 
Pflanzenquarantäne des- Instituts für Pflanzenschutzforschung absol­
vierte DIETER Boas gleichzeitig ein Fernstudium an der Landwirtschaft­
lich-Gärtnerischen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin, das er 
im Jahre 1965 als Diplom-Gärtner abschloß. Anschließend begann er 
seine wissenschaftliche Tätigkeit in der Direktion des Staatlichen Pflan­
zenquarantänedienstes der DDR in Potsdam als Leiter der Arbeitsgruppe 
Bekämpfungstechnik und stellvertretender Leiter des Zentralen Qua­
rantänelaboratoriums. Aus dieser Einrichtung ging 1971 das Zentrale 
Staatliche Amt für Pflanzenschutz und Pflanzenquarantäne hervor. dem 
DIETER Boas bis 1989 angehörte. 
Mit seiner 1971 abgeschlossenen Dissertation .. Untersuchungen über 
Möglichkeiten einer rationellen Bekämpfung von Schädlingen an Vor­
ratsgütern beim Import über die Seehäfen der DDR" reihte er sich unter 
diejenigen ein, die das Fachwissen zu Begasungsfragen in der damali­
gen DDR maßgeblich prägten. Als besonders förderlich für seine wis­
senschaftliche AJ·beit erwiesen sich die fachlichen Dispute mit seinem 
Kollegen Dr. [GOR BAHR, dem Spezialisten für Vorratsschädlinge im 
Zentralen Quarantänelaboratorium. In mehreren Publikationen im Nach­
richtenblatt für den Deutschen Pflanzenschutzdienst in der DDR be­
schrieb DIETER Boas eingehend die Anwendung unterschiedlicher Phos­
phorwasserstoffpräparate in verschiedenen Bereichen der Vorratsschutz­
praxis. Seine Arbeiten zeichneten ihn als einen Begasungsspezialisten 
aus, der wie FREY, WOHLGEMUTH und REICHMUTH in der Bundesrepublik 
Deutschland zusammen mit Frau HELENE THIEM vom Institut für Pflan­
zenschutzforschung die Staatliche Prüfung der Begasungsmittel in der 
damaligen DDR durchführte und half, neue Verfahren zu entwickeln. 
Leider war aus pol.itischen Gründen der direkte wissenschaftliche Kon­
takt zwischen beiden Forschergruppen vor der deutschen Einigung 
unmöglich. 
Das Interesse von DIETER Boas galt jedoch nicht nur den Vorrats­
schädlingen. Wichtige Beiträge leistete er zur Durchführung der Bega­
sung von Obstgehölzimporten mit Blausäure zur Verhütung der Ein­
schleppung der San-Jose-Schildlaus und zur Bekämpfung der Kartoffel­
motte an importierten Speisekartoffeln in Schiffsladeräumen mit 
Methylbromid. Er widmete sich auch der Bekämpfung von Nagetieren. 
Tn den letzten Jalu·en seiner Tätigkeit im Zentralen Quarantänelaborato­
rium trafen sich seine Aufgaben mit seinem besonderen Interessenge­
biet, dem Gartenbau. Zusammen mit seinem Kollegen, dem Biologen 
DIETRICH BRAASCH, erarbeitete er erfolgreiche Bekämpfungsstrategien 
gegen Schädlinge an Kulturen unter Glas und Plaste. die vorrangig auf 
Hygienemaßnahmen unter sparsamster Anwendung von Pflanzen­
schutzmitteln bei geringstem AJ·beitsaufwand basierten. So wurden 
wichtige Verfahren gegen die Weiße Fliege (Trialeurodes vapomri­
om111), die Tabakmortenschildlaus ( Be111isia wbaci). die Rote Spinne 
(Te11m1ych11s urticae}, die Florida-Minierfliege (Lirio111y:a trifolii),
Dickmaulrüßler und andere Schädlinge, auch im Zierpflanzenbau im 
Freiland, nicht nur erarbeitet, sondern auch in der Praxis erprobt. In zahl­
reichen Vorträgen gab DIETER Boas sein Fachwissen an Spezialisten in 
Gartenbau und Pflanzenquarantäne weiter. 
Im Jahr 1989 verließ DIETER Boas die damaljge DDR aus politischen 
Gründen. Seine kurz zuvor geschlossene zweite Ehe war von kurzer 
Dauer. Nach Bewältigung gesundheitlicher Probleme fand er als Ge­
schäftsführer der Organic & Umwelt GmbH, einem Teilbereich der 
Firma Weiland Landschaftsgestaltung. in Mannheim von 1990 bis 1993 
einen neuen Wirkungskreis. Sein Wunsch, noch einmal in seinem Spe­
zialgebiet als Fachmann für Begasung und Bekämpfung von Quaran­
täneschädlingen wirksam zu sein, ging leider nicht in Erfüllung. Auch 
das sttindige Verlangen, dauerhaft in seine Heimatstadt Potsdam zurück­
zukehren, konnte er zu Lebzeiten njcht mehr verwirklichen. 1992 sie­
delte er nach Abtsteinach/Hessen über, wo ihm LUCIA STEIN als Lebens­
gefährtin noch in 5 glücklichen Jahren zur Seite stand und Reisen in 
Länder mit ihm teilte, die für ihn vor der Vereinigung Deutschland un­
erreichbar waren. 
DIETER Boas hatte nie das Interesse an seinem Fachgebiet verloren 
und bei Besuchen in Potsdam, wo seine Tochter mit Familie lebt, mit 
Freunden stets die alten Probleme neu aufgegriffen und Kontakte zu 
Fachkollegen gesucht. Besonders beeindruckend waren sein Engage­
ment und Organisationstalent bei der Bewältigung aller von ihm ange­
packten Probleme. Mit seinem umfangreichen Wissen war er jederzeit 
ein interessanter Gesprächspartner, und sein Humor verlieh mancher 
Zusammenkunft die rechte Würze. Die vielseitigen Gespräche mit ihm 
werden uns stets in freundschaftlicher Erinnerung bleiben. Die Fachleute 
in Pflanzenquarantäne und Vorratsschutz, insbesondere die Begasungs­
spezialisten in Deutschland, werden Herrn Boas ein elu·endes Andenken 
bewahren. 
CH. REICHMUTH (Berlin) und HELEN BRAASCH (Kleinmachnow) 
Sonderheft XVI, Unkrautbiologie und -bekämpfung 
Die 19. Deutsche Arbeitsbesprechung über Fragen der Un­
krautbiologie und -bekämpfung findet vom 10. bis 12. März 
1998 in der Universität Stuttgart-Hohenheim statt. Eine 
Zusammenfassung aller Vorträge erscheint als Berichts­
heft in Form eines Sonderheftes der Zeitschrift für Pflan­
zenkrankheiten und Pflanzenschutz. 
Dieser über 850 Seiten umfassende Band (Sonderheft 
XVl/1998, ISSN 0938-9938) ist beim Verlag Eugen Ulmer, 
Postfach 70 05 61, D-70574 Stuttgart, Fax: ++49/711/ 
4507-120, eMail: info@ulmer.de zum Preis von DM 138,­
zuzügl. Versandkosten erhältlich. 
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